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Erziehungs- und Bildungsziele aus rechtlicher Sicht
1. Vorbemerkung
Die Steuerungsfähigkeit des Staates ist seit geraumer Zeit Gegenstand sozialwissen-
schaftlicher Analysen (vgl. Hennis/Kielmansegg/Matz 1977; Hesse/Ellwein 1992,
S. 394f.). Staatsgewalt, d.h. Gewaltmonopol und Steuerungsfähigkeit, ist eines der drei
klassischen Definitionsmerkmale des Staates neben Staatsgebiet und Staatsvolk. In der 
neueren Bildungsforschung wird die Frage nach Instrumenten, Effizienz und Grenzen 
staatlicher Steuerung mit Blick auf das Schul- und Bildungswesen diskutiert. Her-
kömmliches Handlungsinstrument des Staates ist das Recht; dies gilt für die Bildungs-
politik wie für andere Politikfelder. Gerade das Schulwesen ist angesichts seiner Funk-
tion gesellschaftlicher Statuszuweisung in den vergangenen drei Jahrzehnten einem Pro-
zess verstärkter Verrechtlichung ausgesetzt gewesen. Es ist Ausdruck des Verfassungs-
staates (Grundrechte, Demokratie und Rechtsstaat), dass Themen wie Ordnungsmaß-
nahmen, Prüfungen und Zertifikate, welche die rechtliche Stellung der Lernenden be-
treffen, gesetzlich geregelt sind. Weniger leicht erschließen sich demgegenüber die
Gründe für die rechtliche Regelung des Bildungs- und Erziehungsauftrages des Staates 
und dessen Konkretisierung in ausführlichen Bildungs- und Erziehungszielkatalogen
der Verfassungen und Schulgesetze der Länder. Während unter Erziehungswissenschaft-
lern seit geraumer Zeit Zweifel an den Einflüssen von Lehrplänen, d.h. Lernzielen und
Stoffkatalogen, auf Unterricht und Schülerkompetenzen bestehen und diese in jüngerer 
Zeit eher gewachsen als geschrumpft sind, haben die Landtage in den Achtziger- und
Neunzigerjahren unverdrossen Schulgesetze mit weit umfangreicheren Aussagen als zu-
vor zu den Bildungs- und Erziehungszielen verabschiedet. Deren Bedeutung wurde im 
verfassungsrechtlichen Diskurs wiederholt nachdrücklich unterstrichen (vgl. Evers
1979; Huber 1994; Bothe 1995; Dittmann 1995). Diese Diskrepanz ist Anlass, einerseits 
nach der Legitimation des Staates für Erziehung und Bildung und den in Bildungs- und
Erziehungszielen von Verfassungen und Schulgesetzen verkörperten Ideen zu fragen 
und die Funktion von Erziehungs- und Bildungszielen und deren Steuerungsfähigkeit 
zu analysieren.
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2. Erziehungs- und Bildungsauftrag des Staates
2.1 Legitimation des Staates zur Erziehung
Vor dem Hintergrund des preußischen Allgemeinen Landrechts (ALR) sind seit der 
Reichsverfassung von 1919 die Grundlagen des Schulwesens in Deutschland verfas-
sungsrechtlich verankert: Die Schulpflicht ist eine der drei Grundpflichten der Bürger; 
die Schule ist eine Veranstaltung des Staates im Interesse der allgemeinen Wohlfahrt; 
schulische Erziehung ist eine Grundlage für das Funktionieren des Gemeinwesens (vgl.
Teil II Titel 12 ALR; Art. 143-149 Reichsverfassung von 1919). Die staatliche Aufsicht 
über das Schulwesen, von der in Art. 7 Abs. 1 GG die Rede ist, bedeutet die umfassende
Gestaltungsbefugnis des Staates. Im Zentrum der staatlichen Schulaufsicht steht nach
allgemeiner Auffassung1 der staatliche Erziehungs- und Bildungsauftrag. Sein Ausgangs-
punkt ist heute allerdings nicht der Staat, sondern das Individuum (vgl. Stein 1967).
Aus dem Entfaltungsgrundrecht des Kindes und Jugendlichen (Art. 2 Abs. 1 GG) und
dem Sozialstaatsprinzip (Art. 3 Abs. 3 und 20 Abs. 1 GG) resultiert die Verpflichtung des 
Staates, ein leistungsfähiges und chancengerechtes Schulsystem zu unterhalten (Eman-
zipationsfunktion der Schule). Die Verpflichtung zur Herstellung von Chancengleich-
heit ist ein maßgeblicher Grund für die Existenz eines ausgebauten staatlichen Schulwe-
sens (vgl. Oppermann 1987). Die Begründung, dass für Institutionen, die grundlegende
Lebenschancen vergeben, der Staat verantwortlich sei (vgl. Bothe 1995, S. 18), verweist 
zugleich auf eine weitere Legitimation des staatlichen Erziehungs- und Bildungsauf-
trags; die Aufgabe der gesellschaftlichen Integration in der pluralistischen Gesellschaft 
und politischen Demokratie verpflichtet den Staat, für die Sicherung des gesellschaftli-
chen und politischen Grundkonsenses und das friedliche Funktionieren der staatlich 
verfassten Gesellschaft Sorge zu tragen (Integrationsfunktion der Schule) (vgl. Huber
1994, S. 548; Langenfeld 2001, S. 214-218). Die Regelungen in Art. 7 Abs. 4-5 GG, wel-
che die Kriterien für die Zulassung privater Ersatzschulen an das staatliche Schulsystem
binden und diesen insoweit eine ergänzende Rolle zuweisen, unterstreichen die Integra-
tionsfunktion durch den Vorrang des öffentlichen Schulwesens. Die Landesverfassungen
beziehen sich auf den staatlichen Erziehungs- und Bildungsauftrag des Grundgesetzes 
und konkretisieren die angedeuteten individuellen, gesellschaftlichen und politischen
Dimensionen.
2.2 Inhalte, Maßstäbe und Grenzen des Erziehungs- und Bildungsauftrags
Aus den angedeuteten Legitimationslinien ergeben sich inhaltliche Direktiven für den
Erziehungs- und Bildungsauftrag. Ziele, Gegenstände und Vermittlungsformen des 
Schulunterrichts müssen der Entwicklung der individuellen Schülerpersönlichkeiten
1 Vgl. Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE) 34, S. 165 (181f.); Huber 1994,
S. 546.
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dienen und sie für ihr Leben in Beruf, Gesellschaft und Staat vorbereiten. Der Staat darf
eigene Ziele verfolgen, die sich aus seinen Aufgaben der gesellschaftlichen Integration 
zur Vermittlung und Sicherung des politischen Grundkonsenses ergeben (vgl. Reuter
1976, S. 77-81). Der Erziehungs- und Bildungsauftrag der staatlichen Schulen umfasst, 
wie der Doppelbegriff deutlich macht, nicht nur die Vermittlung von Wissen (Bildung), 
sondern enthält auch die Aufgabe der Erziehung (vgl. BVerfGE 47, S. 46; DJT 1981,
S. 140-151).
Dass die Befugnis des Staates, Erziehungsziele festzulegen, jedoch begrenzt ist, folgt 
aus dem Elternrecht, den Grundrechten des Kindes und dem Pluralismusgebot, wobei
alle drei aufs Engste miteinander verknüpft sind (vgl. Langenfeld 2001, S. 238-261). Im
Schulwesen begegnen sich zwar der staatliche Erziehungs- und Bildungsauftrag und das 
elterliche Erziehungsrecht gleichberechtigt. Doch je stärker die schulische Erziehung die
erzieherische Sphäre berührt, umso mehr hat der Staat die elterlichen Erziehungsvor-
stellungen zu berücksichtigen (vgl. BVerfGE 47, S. 46). Die Grundrechte ziehen beson-
ders deutlich im religiösen Raum klare Grenzen für die Formulierung von Erziehungs-
zielen; dies gilt auch für ökumenische, Konfessionen und Glaubensgemeinschaften 
übergreifende religiöse Erziehungsziele. Das in verschiedenen Landesverfassungen for-
mulierte Erziehungsziel Ehrfurcht vor Gott tangiert das vom Grundrecht der Religions-
freiheit geschützte Recht auf Bekenntnisfreiheit und steht daher als Lernziel nur im
Sinne der Bedeutung religiös-weltanschaulicher Toleranz im Einklang mit der Reli-
gionsfreiheit (Art. 4 GG). Außerhalb des Religionsunterrichts sind Erziehungsziele, die
auf die Bejahung von Glaubenswahrheiten gerichtet sind, unzulässig. Dies gilt jedoch
nicht für die Vermittlung von Elementen des Christentums (Judentums oder Islams) als 
Kulturgütern der europäischen Geschichte (vgl. Evers 1979, S. 77). Das Recht auf Per-
sönlichkeitsentfaltung, verknüpft mit der rechtlichen Garantie der Menschenwürde
(Art. 1 GG) einerseits und dem Demokratieprinzip (Art. 20 GG) andererseits, verpflich-
tet den Staat zum Pluralismus im öffentlichen Schulwesen; dies gilt vor allem in poli-
tisch oder gesellschaftlich umstrittenen Fragen. Das Recht des Kindes auf freie Entfal-
tung seiner Persönlichkeit erfordert, dass die Schule einen repräsentativen Querschnitt 
der geistigen und kulturellen Strömungen vermittelt (vgl. Stein 1967; Reuter 1975; Evers 
1979). Damit ist dem Staat untersagt, im Schulwesen einseitige Erziehungsziele und Po-
sitionen zu verfolgen (Verbot der Indoktrination; Gebot der Offenheit in strittigen Fra-
gen; Überwältigungsverbot [vgl. Hilligen 1991, S. 9]). Doch folgt daraus nicht, dass der 
Staat zur Wertneutralität verpflichtet sei, d.h. letztlich doch keine inhaltlichen Erzie-
hungsziele verfolgen dürfe. Das Recht des Schülers auf freie Persönlichkeitsentfaltung ist 
eingebunden in die verfassungsrechtliche Wertordnung der Grundrechte und Grund-
normen (z.B. Menschenwürde, Demokratie, Sozialität, Gleichberechtigung, Toleranz,
Gewaltverbot). Diese zu vermitteln und zu sichern, ist Aufgabe des Staates (Sicherung
des Grundkonsenses). Damit ist er befugt und verpflichtet, wichtige Gemeinschaftswer-
te als Erziehungsziele verbindlich zu machen (Grundrechte, Grundwerte und Verfas-
sungsprinzipien als Erziehungsziele und -inhalte). Das Pluralismusgebot bedeutet dem-
nach für das Schulwesen einerseits das Verbot der Überwältigung und Indoktrination 
und andererseits die Verpflichtung der Erziehung zur Achtung anderer Meinungen, zur 
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interkulturellen Toleranz, zur Gewaltfreiheit und zu den übrigen Grundwerten der Ver-
fassungsordnung (vgl. Häberle 1981a/b; Bothe 1995, S. 29-31; Klein 1995).2
2.3 Erziehungsauftrag, Demokratie- und Rechtsstaat:
der Parlaments- und Gesetzesvorbehalt
Der Erziehungs- und Bildungsauftrag des Staates ist auf die Entwicklung der Persön-
lichkeit von Kindern und Jugendlichen gerichtet. Richtung, Art und Inhalt dieser erzie-
herischen Beeinflussung sind von wesentlicher Bedeutung für die Persönlichkeitsrechte
der Schüler (Art. 5 Abs. 1; Art. 2 Abs. 1 GG) und das Erziehungsrecht der Eltern (Art. 6 
Abs. 2 GG). Die Entscheidung über die grundlegenden Ziele und Inhalte schulischer Er-
ziehung und Bildung darf der Staat weder der Schulaufsicht noch den Lehrkräften 
überlassen. Das Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip verpflichten nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts die Parlamente, alle wesentlichen Entscheidungen 
selbst, d.h. durch Gesetz oder durch eine nach Inhalt, Zweck und Reichweite spezifizier-
te gesetzliche Ermächtigung der (Schul-) Verwaltung zum Erlass einer Rechtsverord-
nung, zu entscheiden (vgl. BVerfGE 45, S. 400; 47, S. 46; 98, S. 218; Avenarius/Heckel
2000, S. 235-240). Als wesentlich hat das Bundesverfassungsgericht alle diejenigen Fra-
gen schulischer Erziehung und Bildung definiert, die für die Grundrechte der Schüler 
von Bedeutung sind. Hierzu gehören insbesondere die allgemeinen Erziehungsziele,
Unterrichtsfächer, in denen die erzieherische Dimension im Vordergrund steht, die Bil-
dungswege, Sanktionen, Versetzungen und Zertifikate.3 Deshalb muss der Gesetzgeber 
die grundlegenden Ziele und inhaltlichen Grundsätze der schulischen Erziehung und
Bildung selbst festlegen. Aus dem Umstand, dass die Regelungsmacht für die obersten
Erziehungs- und Bildungsziele der Schulverwaltung entzogen sind, resultiert eine gewis-
se Sicherheit für die pädagogische Freiheit der Lehrkräfte (vgl. Grimm 1990, S. 300; Hu-
ber 1994, S. 548f.). Umstritten ist die Frage, ob die Länder ihrer Verpflichtung zur legis-
lativen Konkretisierung des Erziehungs- und Bildungsauftrages mit der Bestimmung
der Erziehungs- und Bildungsziele in den Verfassungen und Schulgesetzen Genüge tun.
Die hochgradig abstrakte Form der fundamentalen Erziehungs- und Bildungsziele rei-
che nicht aus, um für die Lehrplanarbeit hinreichend steuerungsfähig zu sein; deswegen
seien konkretisierende Sonderregelungen erforderlich (vgl. Niehues 2000, S. 236). Der 
Schulgesetzentwurf (SchulGE) des Deutschen Juristentages (DJT 1981) sieht deshalb
ein mehrstufiges System gesetzlicher Vorgaben vor: Der abstrakt formulierte Bildungs-
auftrag der Schule (§ 2 SchulGE) wird über persönlichkeits-, familien-, gesellschafts-, 
staats- und völkergemeinschaftsbezogene Erziehungs- und Bildungsziele konkretisiert 
2 Nicht durchgesetzt hat sich die abweichende Meinung von Weiler (1985), der jede Form staatlicher 
Wertevermittlung für verfassungswidrig hält; vgl. auch Roellecke (1984).
3 Im Übrigen: organisatorische Grundstruktur des Schulwesens, Veränderungen des Fächerkanons,
Einführung von Ganztagesschulen, Mitbestimmung, Beginn und Ende des Schulverhältnisses; vgl.
Böhm (2002, S. 41).
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(§ 3 Abs. 1 SchulGE), auf welche ein Katalog von Grundsätzen zur Verwirklichung die-
ser Ziele bezogen wird (§ 4 SchulGE); diese Ziele und Grundsätze werden auf die Schul-
stufen bezogen fachübergreifend spezifiziert (§ 5 SchulGE) und auf die konkreten Ge-
genstandsbereiche des Unterrichts (Lernbereiche, Fächer und Aufgabenfelder) der 
Schulstufen bezogen (§ 6 SchulGE). Die Kultusminister werden ermächtigt, die Unter-
richtsfächer mit ihren fachspezifischen Lernzielen und Rahmenplänen festzulegen (§ 6 
Abs. 3 SchulGE); schließlich wird das Lehrplanverfahren selbst ausführlich geregelt 
(§§ 7-11 SchulGE). Der Entwurf, dem die Ziele einer rechtlichen Sicherung der Auto-
nomie der Einzelschule und der pädagogischen Freiheit der Lehrkräfte zugrunde liegen,
hat sich zwar nur teilweise durchsetzen können; sein Einfluss auf die Rechtsprechung 
und die neuere Schulgesetzgebung ist jedoch gerade in den Konkretisierungsstufen vom
Bildungsauftrag über oberste Erziehungsziele und allgemeine Konkretisierungsgrund-
sätze bis zu fächerübergreifenden Zielen der Schularten deutlich erkennbar.4
2.4 Verpflichtung der Länder zur Ausgestaltung der Erziehungsziele
Unbeschadet des Rechts des nationalen Verfassungsgebers, inhaltliche, kompetenzielle 
und verfahrensmäßige Bestimmungen zum Schulwesen zu erlassen, sind nach dem gel-
tenden Grundgesetz (vgl. Art. 7 [öffentliches und privates Schulwesen], 12 [Freiheit der 
Wahl der Ausbildungsstätte], 91b [Bildungsplanung]) ausschließlich die Länder für das 
Schulwesen verantwortlich. Sie sind die Primäradressaten des in Art. 7 Abs. 1 GG und in
den Landesverfassungen festgelegten Erziehungs- und Bildungsauftrags; zu ihren Auf-
gaben gehören die Festlegung der allgemeinen Erziehungsziele in den Landesschulgeset-
zen und deren Konkretisierung in Bildungs- oder (Rahmen-) Lehrplänen für die Lern-
bereiche, Fächer und fachübergreifenden Aufgabengebiete (vgl. z.B. § 5 Schulgesetz 
HH). Ergänzt sei an dieser Stelle, dass die EU über eine begrenzte Kompetenz in der all-
gemeinen und beruflichen Bildung „unter strikter Beachtung der Verantwortung der 
Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte“ verfügt; im Kontext der Erziehungs- und Bildungs-
ziele ist die „Entwicklung der europäischen Dimension im Bildungswesen“ erwähnens-
wert (Art. 149 Abs. 1 u. 2 EG-Vertrag).
3. Konkretisierung des Erziehungs- und Bildungsauftrags durch die Länder
3.1 Landesverfassungen
Mit Ausnahme der Verfassungen Hamburgs (1952), Niedersachsens (1993) und Schles-
wig-Holsteins (1990) enthalten alle Landesverfassungen in der Regel abstrakt formulier-
te oberste Erziehungs- und Bildungsziele. Typische Beispiele für diese Ziele sind die An-
4 Vgl. z.B. Art. 1-2, 6-19, 45-47 SchulG BY; §§ 2-8a SchulG HE; §§ 2-5 SchulG HH; es werden die
offiziellen Abkürzungen der amtlichen Bildungsstatistik verwendet; vgl. BMBF 2001, S. 4.
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erkennung von Demokratie und Freiheit, Ehrfurcht vor Gott und dem Leben, Achtung 
vor der Würde, dem Glauben und den Überzeugungen anderer, Toleranz, Verantwor-
tungsbewusstsein, Rechtlichkeit, Wahrhaftigkeit, Gerechtigkeit, Friedfertigkeit, Solidari-
tät, Verantwortung für Natur und Umwelt. Die Erziehungsziele spiegeln den Zeitgeist 
ihrer Entstehung wider. Die älteren Verfassungen betonen vorwiegend integrative,
pflicht- und gemeinschaftsorientierte Werte (das Wahre, Gute und Schöne; Nächsten-
liebe und Brüderlichkeit; Liebe zu Heimat, Volk und Vaterland, Übernahme von Pflich-
ten, sittliche und politische Verantwortung, Gemeinschaftsgesinnung; Erziehung zum
Arbeitswillen und Unterordnung unter das allgemeine Wohl).5 In den jüngeren ostdeut-
schen Verfassungen erhalten Individual- oder Selbstentfaltungswerte (Entwicklung der 
freien Persönlichkeit, selbstständiges Denken und Handeln, Selbstverwirklichung) ein
größeres Gewicht;6 diese werden allerdings auf untergesellschaftliche Gemeinschaften,
Gesellschaft und Staat bezogen (Solidarität, Nächstenliebe, Heimatliebe, Wille zu sozia-
ler Gerechtigkeit, Bereitschaft, Verantwortung für andere Menschen, soziales Handeln, 
sittliches und politisches Verantwortungsbewusstsein, freiheitliche demokratische Hal-
tung).7 Das Spannungsfeld zwischen integrativen und individuellen Werten und Nor-
men zeigt sich besonders ausgeprägt in Art. 26 Bremer Verfassung; dort stehen integra-
tive Ziele wie Gemeinschaftsgesinnung, Einordnung in das allgemeine Wohl und Wille 
zu sozialer Gerechtigkeit und politischer Verantwortung unmittelbar neben den eman-
zipativen Zielen des eigenständigen Denkens, der Achtung vor der Wahrheit, dem Mut 
sie zu bekennen und der Bereitschaft, das als richtig und notwendig Erkannte zu tun.
Schließlich betonen mehrere Verfassungen die Verantwortung für die natürlichen Le-
bensgrundlagen des Menschen und die Umwelt8 sowie die Erziehung zu Arbeit und be-
ruflicher Tüchtigkeit.9 In systematischer Perspektive geht es um fünf Dimensionen der 
menschlichen Existenz: Individuum, Familie und Partnerschaft; Kultur in ihren ge-
schichtlichen, philosophisch-weltanschaulichen und zeitgenössischen Ausprägungen; 
Natur und Umwelt; Heimat, Gesellschaft, Staat und Nation sowie Frieden in den inter-
nationalen Beziehungen. Trotz der Differenzen in Sprachform und Akzentuierung im
Einzelnen stimmen die obersten Erziehungs- und Bildungsziele auf der Ebene der Lan-
desverfassungen in erheblichem Maße überein.
Die Erziehungs- und Bildungsziele nehmen vielfach explizit, in jedem Falle aber im-
plizit Bezug auf die jeweilige Landesverfassung und das Grundgesetz. Der schulische Er-
ziehungs- und Bildungsauftrag ergibt sich aus den grundlegenden Staatszielen (vgl. z.B.
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen [Art. 20a GG]), Staatsgrundnormen (vgl.
insb. Demokratie, Rechtsstaat, Sozialstaat, Bundesstaat [Art. 20 Abs. 1 GG]) und sonsti-
gen wertsetzenden Normen (vgl. insb. Menschenwürde, Grundrechte) in den Verfassun-
gen von Bund und Ländern. Sie stellen den verbindlichen Kern der Verfassungsordnung
5 Vgl. z.B. Art. 131 Verf. BY; Art. 12 Verf. BW; Art. 26 Verf. HB; Art. 7 Verf. NW; Art. 33 Verf. RP; 
Art. 26 u. 30 Verf. SL.
6 Art. 28 Verf. BB, Art. 22 Verf. TH.
7 Vgl. Art. 15 Verf MV; Art. 27 Verf. ST; Art. 101 Verf. SN.
8 Vgl. z.B. Art. 28 Verf. BB; Art. 33 Verf. RP; Art. 22 Verf. TH.
9 Vgl. z.B. Art. 33 Verf. RP; Art. 101 Verf. SN; Art. 30 Verf. SL.
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dar (vgl. Art. 79 Abs. 3 GG) und bilden die Basis, auf welcher das Bildungssystem als 
ganzes ruht. Die Erziehungs- und Bildungsziele übersetzen die Vorgaben der Verfassun-
gen in die schulischen Bildungsprogramme und Unterrichtsprozesse (vgl. Brenner 2002,
S. 395); von diesen Vorgaben her beziehen die Parlamente und Kultusministerien ihre
inhaltliche Legitimation für die Bestimmung der Erziehungsziele und Bildungsinhalte
in den Schulgesetzen und Lehrplänen (vgl. Reuter 1976 u. 1979, DJT 1981, S. 64f.).
3.2 Schulgesetze
Die Landesschulgesetze beschreiben den allgemeinen Auftrag der Schule und benennen
hierzu oberste Erziehungs- und Bildungsziele und z.T. auch Themenbereiche; sie unter-
scheiden sich dabei voneinander in Aufbau, Konzeption und Detaillierungsgrad erheb-
lich. Einige der älteren Schulgesetze beschränken sich auf eine Wiederholung der ein-
schlägigen Verfassungsziele und konkretisieren diese in Form allgemeiner Zielsetzun-
gen;10 die neueren bzw. in jüngerer Zeit umfassend überarbeiteten Schulgesetze enthal-
ten demgegenüber in der Regel ausführliche Ziel- und z.T. auch Themenkataloge11 und
folgen dabei dem Aufbau des DJT-Schulgesetzentwurfes. Alle Schulgesetze berufen sich
bei der Definition des Bildungs- und Erziehungsauftrags auf die im Grundgesetzes und
in der jeweiligen Landesverfassung getroffenen grundlegenden Wertentscheidungen; sie
beziehen darauf einen umfangreichen Katalog an allgemeinen Erziehungs- und Bil-
dungszielen, ordnen diesen Zielen Grundsätze für die Verwirklichung des Auftrags der 
Schule zu und konkretisieren die Erziehungs- und Bildungsziele z.T. im Rahmen der 
Bestimmungen über die Schularten und Gegenstandbereiche des Schulunterrichts in
Ziele für die Unterrichtsfächer und fachübergreifenden Aufgabengebiete.12
Die Erziehungs- und Bildungsziele, die in den Schulgesetzen erwähnt werden, lassen 
sich den folgenden Themenbereichen zuordnen: allgemeine Persönlichkeitskompeten-
zen; Ehe, Familie, Partnerschaft und Sexualität; Religion und Weltanschauung; Ethik,
Normen und Werte; Gesellschaft und Minderheiten; Wirtschaft, Beruf und Arbeitswelt; 
Politik, Staat, Nation und Heimat; Kultur und Geschichte; Natur und Umwelt; Europa; 
Weltgemeinschaft. In systematischer Perspektive geht es um fünf Dimensionen der 
menschlichen Existenz: Individualität und Gemeinschaft, Kultur, Natur, Gesellschaft 
und Staat sowie die Völkergemeinschaft. Die Erziehungs- und Bildungsziele enthalten
kognitive, affektive und Verhaltensaspekte; ihr Spektrum reicht von der Fähigkeit zur 
Aneignung politischer, gesellschaftlicher, kultureller und historischer Kenntnisse, der 
Fähigkeit zur Artikulation von Interessen, zu Kritik und Konflikt, über Alltagstugenden,
die Erfüllung von Pflichten und Bindung an Normen und Werte bis zur Übernahme 
von Aufgaben in Gemeinschaften, Gesellschaft und Politik. Die Verhaltensziele werden
10 Vgl. z.B. § 1 Abs. 2 SchulG BW; § 1 SchulOG NW.
11 Vgl. z.B. § 2 SchulG NI; § 1 SchulG ST; § 4 SchulG SH.
12 Vgl. z.B. § 2 SchulG BB; §§ 3-5 SchulG HB; §§ 2-5 SchulG HH; §§ 2-6 SchulG HE; §§ 2-5 SchulG
MV; vgl. auch Art. 2-3 SchulG BY.
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an christliche und humanistische Normen und Werte sowie liberale, demokratische und 
soziale Ideen gebunden. Besonders häufig finden die Grundwerte der Verfassungen wie
Menschenwürde, Gleichheit, Toleranz, Humanität und Solidarität, Gewaltfreiheit bzw.
Friedensfähigkeit, Europabewusstsein und Völkerverständigung Erwähnung. Die Tabel-
le (S. 36ff.) gibt einen Überblick über Themenfelder, Zielsetzungen und Akzentunter-
schiede in den Schulgesetzen der Bundesländer.
3.3 KMK-Vereinbarungen
In ihrem Beschluss Zur Stellung des Schülers in der Schule hat die Kultusministerkonfe-
renz (KMK) versucht, auf der Grundlage der unterschiedlichen Formulierungen in
Grundgesetz, Landesverfassungen und Schulgesetzen eine gemeinsame „Zielsetzung für 
Unterricht und Erziehung“ in den Ländern zu formulieren. Sie fasst diese in neun Zie-
len zusammen und ordnet ihnen elf Grundsätze für die Verwirklichung in der Schule 
zu. Die Ziele lauten:
„Die Schule soll
– Wissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten vermitteln,
– zu selbstständigem kritischem Urteil, eigenverantwortlichem Handeln und 
schöpferischer Tätigkeit befähigen,
– zu Freiheit und Demokratie erziehen,
– zu Toleranz, Achtung vor der Würde des anderen Menschen und Respekt vor 
anderen Überzeugungen erziehen,
– friedliche Gesinnung im Geist der Völkerverständigung wecken,
– ethische Normen sowie kulturelle und religiöse Werte verständlich machen,
– die Bereitschaft zu sozialem Handeln und zu politischer Verantwortung wecken,
– zur Wahrnehmung von Rechten und Pflichten in der Gesellschaft befähigen,
– über die Bedingungen der Arbeitswelt orientieren.“ (KMK-Beschlusssammlung 
2002, Nr. 824, S. 2f.)
Darüber hinaus hat die KMK im Verlaufe ihres Bestehens zahlreiche Beschlüsse zu ein-
zelnen Lernbereichen, Fächern und Aufgabengebieten der Schule verabschiedet. Da
KMK-Beschlüsse rechtlich nur die Qualität von Empfehlungen haben, sind sie von den
Ländern teils unmittelbar durch Verwaltungsvorschriften, teils mittelbar durch Einar-
beitung in die Lehrpläne übernommen worden. Typische neuere Beispiele für das Be-
mühen der Kultusminister, länderübergreifend Erziehungs- und Bildungsziele für fä-
cherübergreifende Aufgabengebiete zu formulieren, sind die Empfehlungen Europa im
Unterricht13, Medienpädagogik in der Schule14, Interkulturelle Bildung und Erziehung in
13 Beschluss v. 8.6.1978 i.d.F. v. 7.12.1990, in: KMK-Beschlusssammlung Nr. 555.
14 Beschluss v. 12.5.1995, in: KMK-Beschlusssammlung Nr. 500.
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der Schule15, „Eine Welt/Dritte Welt“ in Unterricht und Schule16 oder Förderung der Men-
schenrechtserziehung in der Schule17. Die Erziehungs- und Bildungsziele in diesen KMK-
Beschlüssen lassen sich vor allem drei Bereichen zuordnen: (1) Selbstverwirklichung 
und verantwortliches Handeln in der modernen pluralistischen Gesellschaft (Gewalt-
freiheit, Toleranz, Multikulturalität, Engagement); (2) Freiheit, Demokratie und politi-
sche Verantwortung in Deutschland sowie (3) europäische Integration, zwischenstaatli-
che und internationale Beziehungen, Frieden und Völkerverständigung.
3.4 Lehrpläne
Die Bildungs- oder (Rahmen-) Lehrpläne konkretisieren für die jeweiligen Lernberei-
che, Aufgabengebiete und Unterrichtsfächer die in den Verfassungen und Schulgesetzen
enthaltenen allgemeinen Erziehungs- und Bildungsziele; sie bestehen in der Regel aus 
verbindlichen fachlichen (bzw. fachübergreifenden) Bildungszielen sowie obligatori-
schen oder fakultativen Stoffkatalogen. Lehrpläne werden in der Regel aufgrund schul-
gesetzlicher Verfahrensvorschriften bzw. Ermächtigungen in der Verantwortung der 
Kultusministerien erarbeitet und durch diese als Verordnungen (vgl. DJT 1981, S. 68)
oder Verwaltungsvorschriften in Kraft gesetzt.
3.5 Exkurs: Erziehungs- und Bildungsziele in europäischen Verfassungen 
und internationalen Abkommen
Es ist keine deutsche Besonderheit, in Verfassungen den Erziehungs- und Bildungsauf-
trag des Staates und konkretisierende Erziehungsziele zu formulieren. Auch die Verfas-
sungen anderer europäischer Staaten enthalten Erziehungs- und Bildungsziele; dies gilt 
beispielsweise für die Verfassungen Griechenlands, Italiens, Portugals oder Spaniens.18
Andere wie die Verfassungen Österreichs, der Niederlande und der Schweiz oder die
postkommunistischen Verfassungen der mitteleuropäischen Staaten beschränken sich 
wie das Grundgesetz auf die Regelung des staatlichen Schul- oder Bildungsauftrags und
konkretisieren diesen in den Schulgesetzen.19 Im Übrigen finden sich Erziehungs- und
Bildungsziele in völkerrechtlichen Abkommen und internationalen Deklarationen, so 
z.B. in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dem Internationalen Pakt über 
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte oder im Übereinkommen über die Rechte
15 Beschluss v. 24./25.10.1996, Typoskript, KMK-Sekretariat.
16 Beschluss v. 28.2.1997 i.d.F. v. 20.3.1998, in: KMK-Beschlusssammlung Nr. 571.
17 Beschluss v. 4.12.1980 i.d.F. v. 14.12.2000, in: KMK-Beschlusssammlung Nr. 562.
18 Vgl. z.B. Art. 27 Abs. 2 Verfassung Spaniens von 1978: Ziel der Erziehung ist die freie Entfaltung
der Persönlichkeit des Menschen unter Achtung der demokratischen Prinzipien des Zusammenle-
bens und der Grundrechte und Grundfreiheiten.
19 In den föderativen Staaten Österreich und Schweiz enthalten verschiedene Landes- und Kantonal-
verfassungen oberste Erziehungs- und Bildungsziele, vgl. Mantl (1995) u. Hangartner (1995).
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des Kindes; sie verpflichten innerstaatlich die Länder. Die in diesen Dokumenten ent-
haltenen Erziehungs- und Bildungsziele stimmen weitgehend überein und sind auf die
Achtung der Menschenrechte sowie der eigenen und anderen Kulturen, auf Verständi-
gung, Frieden zwischen allen Völkern, Toleranz zwischen ethnischen, nationalen und 
religiösen Gruppen, Gleichberechtigung der Geschlechter und Schutz der Umwelt ge-
richtet.20
4. Funktion rechtlicher Erziehungs- und Bildungsziele
Wer meint, dass sich ohne die Nachweisbarkeit eines Wirkungszusammenhangs zwi-
schen rechtlichen Erziehungszielen, Lehrplänen und unterrichtlichen Lehr- und Lern-
prozessen dergleichen Ziele als bedeutungslose Verfassungsrhetorik abtun ließen, ver-
kennt die Funktion dieser Ziele und die Besonderheiten der unterrichtlichen Kommu-
nikationsprozesse. Der Prozess kontinuierlicher Novellierung des Schulrechts unter 
Einbeziehung der Erziehungsziele dokumentiert, dass den Parlamenten im Verlauf ge-
sellschaftlicher Entwicklungen offenkundig die (Neu-) Verständigung auf die Ziele der 
Schule wichtig ist. Sie offenbaren Erwartungen, die sich mit Begriffen wie Anleitung,
Ausgrenzung und Symbolwirkung umschreiben lassen.
4.1 Rechtliche Funktion der Erziehungs- und Bildungsziele
Der Verfassungsauftrag, ein effizientes Schulsystem zu unterhalten, verpflichtet die Län-
der, grundlegende Erziehungs- und Bildungsziele zu formulieren. Diese stellen in der 
Regel Final- und nicht einfache Konditionalprogramme dar; das bedeutet, dass Erzie-
hungsziele nicht aus sich heraus vollzugsfähig sind, sondern Entscheidungen und Ver-
fahren zur Konkretisierung benötigen. Wie oben dargestellt wurde, sind die Parlamente 
selbst verpflichtet, Grundsatzentscheidungen über Ziele und Gegenstände des Unter-
richts zu treffen. Diese müssen geeignet sein, die Umsetzung der Ziele in die Erzie-
hungsprogramme der Schulverwaltung und von diesen in die Unterrichtsarbeit der 
Lehrkräfte anzuleiten. Daraus ergeben sich fünf rechtliche Funktionen von Erziehungs-
und Bildungszielen: (1) In den Verfassungen explizit formuliert oder in deren Grund-
prinzipien impliziert sind oberste Erziehungsziele verbindliche Leitlinien für den
Gesetzgeber, der sie in Schulgesetzen zu konkretisieren hat. (2) Die schulgesetzlichen
Erziehungs- und Bildungsziele sind verbindliche Vorgaben für die Erarbeitung der 
Lehrpläne, deren Beachtung die Kultusministerien spätestens im Rahmen des Geneh-
migungsverfahrens gewährleisten müssen. (3) Erziehungs- und Bildungsziele sind Leit-
20 Vgl. § 26 Abs. 2 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte v. 10.12.1948, abgedruckt in: Men-
schenrechte – Dokumente und Deklarationen. Bonn: 1995, S. 36-43; Art. 13 Abs. 1 Internationaler 
Pakt über soziale, wirtschaftliche und kulturelle Rechte v. 19.12.1966, in BGBl. II S. 1569; Art. 29
Abs. 1 Übereinkommen über die Rechte des Kindes v. 20.11.1989, in: BGBl. II S. 121.
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linien für die Erarbeitung der Schulbücher; im Rahmen des kultusministeriellen Ge-
nehmigungsverfahrens fungieren sie als verbindliche Prüfkriterien. (4) Erziehungs- und
Bildungsziele sind Leitlinien für die unterrichtliche Arbeit der Lehrkräfte; sie schützen
ihre pädagogischen Freiräume gegenüber Eltern und Schulaufsicht und markieren 
zugleich die Grenzen ihres pädagogischen Handelns. (5) Schließlich dienen Erziehungs-
und Bildungsziele dem Schutz der Schüler vor unzulässigen Formen und Inhalten des 
Unterrichts. Rechtliche Erziehungs- und Bildungsziele haben neben ihrer anleitenden
(positiven) und eine ausgrenzende (negative) Funktion (vgl. Bothe 1995, S. 27f.). Unter-
richtliche Aktivitäten, die Gewalt verherrlichen, Minderheiten verachten oder den Völ-
kerfrieden gefährden, sind durch die Erziehungsziele unmittelbar verboten. Dasselbe
gilt für indoktrinierende Formen des Unterrichts und die Vermittlung einseitiger Werte 
und Standpunkte. Im Bereich der anleitenden Funktion erschließt sich der Sinn von
Zielen nur durch Inspiration und Interpretation; für den Prozess der Übersetzung in
Lehrpläne und Unterricht bleibt Raum für pädagogische Deutungs- und Handlungs-
spielräume (vgl. Häberle 1981b).
4.2 Politische Funktion der Erziehungs- und Bildungsziele
Neben der Funktion der Freiheitssicherung dienen Staatsverfassungen der Integration
der Bürger und der Legitimation der gesetzten Ordnung. Rechte, Verfahrensregeln, In-
stitutionen und Leistungsversprechen sind Bezugspunkte der Erwartungen an eine ge-
rechte Ordnung; sie können die Identifikation mit dem Gemeinwesen befördern (vgl.
Reuter 1993). In den allgemeinen Erziehungs- und Bildungszielen der Verfassungen 
spiegelt sich das Spannungsfeld individueller Freiheiten und gesellschaftlicher Bindun-
gen. Die öffentliche Schule macht die nachwachsenden Generationen mit Strukturprin-
zipien, Grundwerten und Funktionsbedingungen des staatlich verfassten Gemeinwesens 
vertraut. Eine durch wachsende Pluralisierung geprägte Gesellschaft benötigt Überein-
stimmungen in Bezug auf Grundwerte, Institutionen und Verfahren. Die Verantwor-
tung des Staates für den Systemerhalt steht unter der Leitidee der offenen Gesellschaft, 
wie sie vor allem in den durch die Ewigkeitsklausel des Grundgesetzes hervorgehobenen
Grundprinzipien zum Ausdruck kommt. Die politische Funktion der Erziehungsziele ist 
daher nicht die Erziehung zum Staat und zur Gesamtheit seiner Regelungs- und Tradi-
tionsbestände, sondern beschränkt sich auf die Vermittlung eines Grund(werte)konsen-
ses, der sich durch die Achtung der Menschenwürde (Freiheitsrechte), sozial-ökologi-
sche Grundverantwortung und demokratisch-rechtsstaatliche Regeln (Gewaltfreiheit,
Mehrheitsregel, Minderheitenschutz) konstituiert. Insofern ist die politische Funktion
der Erziehungs- und Bildungsziele auf die Herstellung von Verfassungspatriotismus ge-
richtet (vgl. Behrmann/Schiele 1993).
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4.3 Pädagogische Funktion der Erziehungs- und Bildungsziele
Das Grundgesetz ist Verfassung des Pluralismus; seine Freiheitlichkeit ruht in der Zulas-
sung von Differenz in Bezug auf Wertvorstellungen, Ideen, Lebensformen und kulturel-
le Konzepte. Im Falle von Konflikten trifft das Bundesverfassungsgericht durch Ausle-
gung der Verfassung regulierende Entscheidungen (Beispiel Abtreibung), ohne damit al-
lerdings zu beanspruchen, den weiteren gesellschaftlichen Diskurs in der Sache zu 
schließen. Verfassungsprinzipien, ebenso auch Erziehungsziele lassen sich begriffslo-
gisch nicht operationalisieren. Damit stößt auch das Verfahrens- und Entscheidungs-
konzept des Gesetzesvorbehalts im Bereich des Erziehungs- und Bildungsauftrags auf
klare Grenzen. Denn je stärker der Gesetzgeber in Schulgesetzen und die Schulverwal-
tung in Lehrplänen Erziehungsziele zu konkretisieren versuchen, desto mehr setzen sie 
sich der Gefahr aus, dem von Verfassungs wegen offenen Erziehungs- und Bildungsauf-
trag für die unterrichtliche Praxis legitime Optionen zu entziehen. Um der Individual-
rechte und der Offenheit der gesellschaftlichen Diskurse willen müssen daher Lehrpläne 
und Schulbücher offen sein, d.h. der unterrichtlichen Arbeit entsprechende Freiräume
belassen. Häberle erinnert daran, dass Verfassungsinterpretation nicht nur Sache der Ju-
risten, sondern auch der Bürger ist (Häberle 1981a, S. 222f.). Pädagogische Verfassungs-
interpretation durch Lehrkräfte und Schüler ist das intergenerative Verfahren, die ethi-
schen, ideologischen und historischen Hintergründe wie die gestalterischen Möglich-
keiten und Alternativen von Verfassungsbegriffen und Aussagen zu erfassen, m.a.W. die
Verfassung als Unterrichtsgegenstand zu begreifen und sich anzueignen. Insofern be-
schreiben die expliziten Erziehungsziele in den Verfassungen und Schulgesetzen nur, 
was ohnehin verfassungsimmanenter Bildungsauftrag ist.
5. Zusammenfassende Thesen
1) Das Grundgesetz beschränkt sich auf die Feststellung des staatlichen Erziehungs-
und Bildungsauftrags durch das öffentliche Schulwesen; die meisten Landesverfas-
sungen enthalten explizite Erziehungs- und Bildungsziele. Diese orientieren sich an
den grundlegenden Verfassungsprinzipien wie Grundrechten, Grundwerten, Staats-
grundnormen und Zielbestimmungen. Die Erziehungs- und Bildungsziele trans-
formieren diese Verfassungsprinzipien in das Schulwesen.
2) Die Erziehungs- und Bildungsziele der Verfassungen und Schulgesetze beziehen sich
auf alle Bereiche der menschlichen Existenz: individuelles Leben; Partnerschaft, Fa-
milie und Gruppe; Wirtschaft und Arbeitsleben; Gesellschaft; Staat; Völkergemein-
schaft. Neuere Ziele greifen neue gesellschaftliche Entwicklungen, meist Gefähr-
dungslagen, auf; sie gelten dem Umweltbewusstsein, der Multikulturalität der Ge-
sellschaft (Empathie für das Fremde, Toleranz gegenüber Minderheiten), der Ver-
antwortung zwischen den Generationen und der Medienkompetenz.
3) In den älteren Verfassungen und Schulgesetzen spielen Gemeinschaftswerte wie Ge-
meinsinn, Übernahme von Pflichten oder politische Verantwortung eine größere
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Rolle als Individualwerte wie Selbstverwirklichung, Wahrnehmung von Rechten oder 
Kritikfähigkeit. In den jüngeren Verfassungen und neueren Schulgesetzen werden
beide betont, doch wird Individualwerten insgesamt ein größeres Gewicht einge-
räumt.
4) (Schüler-) Grundrechte, Elternrecht, Rechtsstaatsprinzip und Demokratiegebot ver-
pflichten den Gesetzgeber, alle wesentlichen Fragen des Schulwesens durch Gesetz zu 
regeln. Dazu gehören neben Schulstruktur, Prüfungen und Zertifikaten die allge-
meinen Erziehungs- und Bildungsziele.
5) Die Formulierung rechtlicher Erziehungsziele muss dem offenen Charakter der Ver-
fassungsordnung entsprechen. Die durch das Grundgesetz garantierten Prinzipien
des Pluralismus und der Offenheit politischer und gesellschaftlicher Optionen dür-
fen durch Erziehungsziele und Lehrpläne des öffentlichen Schulwesens nicht ver-
kürzt werden.
6) Rechtsnormen sind in der Regel als Konditionalprogramme formuliert. Wenn be-
stimmte Sachverhalte gegeben sind, dann tritt eine Rechtsfolge ein. Auf diese Weise 
sind sie unmittelbar vollzugsfähig; abhängig vom vorhandenen Kontroll- und Sank-
tionsinstrumentarium steuern sie das Verhalten der Normadressaten. Demgegen-
über räumen Finalprogramme ihren Adressaten, meist Gesetzgeber und Verwaltun-
gen, mehr oder weniger weite Handlungsspielräume ein. Rechtliche Erziehungs- und
Bildungsziele sind in der Regel Finalprogramme.
7) Erziehungs- und Bildungsziele können allerdings auch den Charakter von Konditio-
nalprogrammen haben, indem sie bestimmte konkretisierte Ziele, Inhalte oder Un-
terrichtsformen wie z.B. Antisemitismus, Missachtung des Meinungspluralismus 
oder Indoktrination als rechtlich unzulässig verbieten. Dies kann im Rahmen des 
Verfahrens der Lehrplan- und Schulbuchgenehmigung sowie der Aufsicht über die
Schulen und Lehrkräfte erfolgen.
8) Als Finalprogramme sind rechtliche Erziehungs- und Bildungsziele weiches Recht.
Sie sind zwar verbindliche Rechtsnormen, haben aber nur eine anleitende Funktion.
Als Leitlinien sollen sie Gesetzgeber, Schulverwaltung und vor allem Lehrkräfte in-
spirieren, die Ziele in Lehrplänen und Unterricht zu transformieren und den Schü-
lern entsprechende Einsichten, Kenntnisse und Kompetenzen zu vermitteln. Im ju-
ristisch engen Sinne sind sie nicht vollzugsfähig. Dementsprechend sind die Kon-
trolldichte und das Sanktionsinstrumentarium gegenüber den Normadressaten, den
Lehrkräften, schwach ausgebildet. Die Informations- und Beteiligungsrechte der El-
tern und Schüler sind gering; dasselbe gilt für die unterrichtsfachliche Aufsicht. Dies 
ergibt sich nicht nur aus der Natur der Sache, sondern ist gewollt: Unterricht erfor-
dert pädagogische Freiräume.
9) Rechtliche Erziehungs- und Bildungsziele haben eine politische Funktion. Sie dienen
der intergenerativen Weitergabe und Sicherung des Verfassungs- und Grundkonsen-
ses, d.h. zielen auf die kognitive, affektive und verhaltensorientierte Vermittlung der 
Grundwerte der Verfassung.
10)In einer pluralistischen Gesellschaft lebt eine Verfassung nicht nur durch juristische
Interpretation. Erst die pädagogische Verfassungsinterpretation durch Lehrkräfte und
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Schüler ermöglicht den Zugang zu ihren kulturellen Voraussetzungen; durch sie
können die Schüler Einsichten in die ethischen und philosophischen Grundlagen 
und die historischen Entstehungsbedingungen, den Wirkungskontext zwischen
Normen und sozialem Wandel und in die offenen Fragen von Grundrechten,
Grundwerten und grundlegenden Prinzipien gewinnen.
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